Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/1434 


Sachgebiet 800 


Vorblatt 


Entwurf eines Gesetzes 

über die Überführung von Anteilsrechten der Bundes- 
republik Deutschland an der VIAG und der VEBA AG 
in die Hand von breiten Bevölkerungsschichten und 
über die Errichtung einer Aktiengesellschaft für 
Bundesbeteiligungen 

(Gesetz zur weiteren sozialen Privatisierung von 
Bundesunternehmen im Rahmen der Vermögens- 
bildung) 

(Antrag der Abgeordneten Dr. Burgbacher, Katzer, 
Dr. Müller-Hermann und der Fraktion der CDU/CSU) 


A. Problem 

Die soziale Privatisierung der PREUSSAG, der Volkswagen- 
werk AG und der VEBA hat in marktwirtschaftlicher Weise zur 
Bildung von Produktivvermögen in breiten Bevölkerungsschich- 
ten beigetragen. Der vorliegende Gesetzentwurf behandelt die 
Privatisierung und Konsolidierung des verbliebenen Bundes- 
besitzes. 


B. Lösung 

Der Kapitalbedarf der VIAG, eines ertragsstarken Unterneh- 
mens mit großen Wachstumschancen, kann in den nächsten 
Jahren durch den Bundeshaushalt nicht gedeckt werden. Dieser 
Kapitalbedarf soll daher durch Verkauf neuer Aktien an breite 
Bevölkerungsschichten aufgebracht werden. 

Ferner soll die Restbeteiligung des Bundes an der VEBA von 
40,23 ®/o bis auf einen Bundesanteil von 26 privatisiert wer- 
den. Ein Bundesanteil von 26 Vo sollte im Hinblick auf die 
elektrizitätswirtschaftlichen Interessen dieser Gesellschaft be- 
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stehen bleiben. Auch hier soll die Privatisierung im Zuge einer 
Kapitalerhöhung erfolgen, bei der die Aktien breiten Bevölke- 
rungsschichten angeboten werden. 

Die übrigen Bundesbeteiligungen sollen in einer Aktiengesell- 
schaft für Bundesbeteiligungen zusammengefaßt werden. Auf- 
gabe dieser Gesellschaft ist es, die Beteiligungen zu konsoli- 
dieren, um sie später einer sozialen Privatisierung zugänglich 
zu machen. Die Finanzkraft des nach dem Gesetzentwurf ver- 
bleibenden Restbesitzes des Bundes an VIAG und VEBA soll 
dazu mit eingesetzt werden. Um die zuständigen Bundesressorts 
von einer verwaltungsfremden Aufgabe zu entlasten, soll der 
Bund seine Anteile an der vorgesehenen Aktiengesellschaft 
für Bundesbeteiligungen treuhänderisch auf die Kreditanstalt 
für Wiederaufbau übertragen. 


C. Alternative 

Keine. 


D. Kosten 


Keine. 
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Antrag 

der Abgeordneten Dr. Burgbacher, Katzer, Dr. Müller-Hermann 
und der Fraktion der CDU/CSU 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 

über die Überführung von Anteilsrechten der Bundesrepublik 
Deutschland an der VIAG und der VEBA AG in die Hand von 
breiten Bevölkerungssdiichten und über die Errichtung einer 
Aktiengesellschaft für Bundesbeteiligungen 
(Gesetz zur weiteren sozialen Privatisierung von Bundes- 
unternehmen im Rahmen der Vermögensbildung) 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

VIAG 

§ 1 

(1) Die Bundesregierung hat darauf hinzuwirken, 
daß die Hauptversammlung der Vereinigte Indu- 
strie-Unternehmungen Aktien-Gesellschaft (VIAG) 
einberufen wird und einen Beschluß über die Erhö- 
hung des Grundkapitals der VIAG faßt, 

(2) Das Grundkapital soll so festgesetzt werden, 
daß der Kapitalbedarf der VIAG befriedigt wird 
und die Rücklagen in einem angemessenen Ver- 
hältnis zum Grundkapital stehen. 

§2 

(1) Das Grundkapital ist einzuteilen in 51 vom 
Hundert auf den Namen lautende Aktien der Serie 
Lit. A und 49 vom Hundert auf den Inhaber lau- 
tende Aktien der Serie Lit. B, 

(2) Die der Kreditanstalt für Wiederaufbau gehö- 
renden Aktien in Höhe von 50 Millionen Deutsche 


Mark werden bei dieser Einteilung Aktien der Serie 
Lit. B. 

(3) Bei der Verteilung des Reingewinns erhalten 
die Aktien der Serie Lit. B vom 1. Januar 1972 an 
ein vom Hundert mehr Dividende als diejenigen 
der Serie Lit. A. 

(4) Die Aktien der Serie Lit. B lauten auf einen 
Nennbetrag von 50 Deutsche Mark, 

§3 

Gehören einem Aktionär Aktien der Serie Lit, B 
im Nennbetrag von mehr als dem fünften Teil des 
Grundkapitals, so beschränkt sich sein Stimmrecht 
auf die Zahl der Stimmen, die Aktien im Gesamt- 
nennbetrag des fünften Teils des Grundkapitals ge- 
währen. Aktien, die ein Dritter für die Rechnung 
des Aktionärs innehat oder aus denen ein Dritter 
das Stimmrecht aufgrund einer Ermächtigung des 
Aktionärs ausübt, werden nicht dem Dritten, son- 
dern dem Aktionär zugerechnet. 

§4 

(1) Die Aktien der Serie Lit. B einschließlich der 
in § 2 Abs. 2 bezeichneten Aktien übernimmt ein 
Bankenkonsortium. 
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(2) Das Bankenkonsortium hat 19 Zwanzigstel der 
Aktien der Serie Lit. B dem in § 5 bezeichneten Per- 
sonenkreis anzubieten. Ein Zwanzigstel der Aktien 
der Serie Lit. B hat das Bankenkonsortium im Inter- 
esse einer baldigen Kursbildung Kapitalanlage- 
gesellschaften mit Sitz in der Bundesrepublik 
Deutschland anzubieten. 

(3) Die Bundesregierung setzt unter Berücksichti- 
gung des Kapitalsbedarfs der VIAG und des mit der 
sozialen Privatisierung bezweckten Zieles den Ver- 
äußerungskurs fest. Er hat sich im unteren Bereich 
des sich aufgrund der Bewertung ergebenden Rah- 
mens zu halten. 

§5 

(1) Die zu veräußernden Aktien sind gleichzeitig 
anzubieten 

a) den Personen, für die vermögenswirksame Lei- 
stungen nach dem Dritten Vermögensbildungs- 
gesetz vereinbart werden und die sie nach dem 
Spar-Prämiengesetz auf sechs Jahre festlegen; 

b) den Personen, die sie ohne Inanspruchnahme des 
Dritten Vermögensbildungsgesetzes nach dem 
Spar-Prämiengesetz auf sechs Jahre festlegen. 

(2) Soweit Prämiensparer die Aktien aufgrund 
von § 1 Abs. 5 des Spar-Prämiengesetzes mit Spar- 
beiträgen im Sinne von § 1 Abs. 2 Nr. 1 und 2 des 
Spar-Prämiengesetzes erwerben wollen, gilt die sich 
aus § 1 Abs. 5 des Spar-Prämiengesetzes ergebende 
kürzere Festlegungsfrist. 

(3) Von den in den Absätzen 1 und 2 bezeich- 
neten Personen sind zuteilungsberechtigt in fol- 
gender Reihenfolge 

a) die Angehörigen der Belegschaft der VIAG; als 
Belegschaft gelten audi die Belegschaften der 
unmittelbaren Beteiligungsgesellschaften der 
VIAG und aller Gesellschaften, an denen die Be- 
teiligungsgesellschaften mit mindestens 50 vom 
Hundert unmittelbar oder mittelbar beteiligt 
sind) 

b) natürliche Personen, und zwar 

aa) Verheiratete, deren zu versteuernder Ein- 
kommensbetrag (§ 32 Abs. 1 des Einkom- 
mensteuergesetzes — EStG — ) im Kalen- 
derjahr 1969 20 000 Deutsche Mark nicht 
überstiegen hat, 

bb) Unverheiratete, deren zu versteuernder Ein- 
kommensbetrag (§ 32 Abs. 1 EStG) im Ka- 
lenderjahr 1969 10 000' Deutsche Mark nicht 
überstiegen hat; 

c) natürliche Personen, und zwar 

aa) Verheiratete, deren zu versteuernder Ein- 
kommensbetrag (§ 32 Abs. 1 EStG) im Kalen- 
derjahr 1969 36 000 Deutsche Mark nicht 
überstiegen hat, 

bb) Unverheiratete, deren zu versteuernder Ein- 
kommensbetrag (§ 32 Abs. 1 EStG) im Kalen- 


derjahr 1969 18 000 Deutsche Mark nicht 
überstiegen hat; 

d) natürliche Personen mit höherem Jahreseinkom- 
men. 

Jeder Zuteilungsberechtigte gemäß Budistabe a 
darf höchstens sechs Aktien, jeder Zuteilungsbe- 
rechtigte gemäß Buchstaben b bis d höchstens vier 
Aktien zeichnen, wobei es unschädlich ist, wenn 
die Aufwendung für den Erwerb der Aktien um 
20 vom Hundert über den durch das Dritte Ver- 
mögensbildungsgesetz, das Spar-Prämiengesetz und 
Absatz 4 dieses Paragraphen begünstigten Beträ- 
gen liegt. 

(4) Gemäß Absatz 3 zuteilungsbefechtigte Selb- 
ständige in freien Berufen, selbständige Gewerbe- 
treibende, selbständige Landwirte und mithelfende 
Familienangehörige, soweit sie nicht Arbeitnehmer 
sind, und sonstige Erwerbstätige erhalten statt der 
in § 12 des Dritten Vermögensbildungsgesetzes be- 
zeichneten Arbeitnehmer-Sparzulage unter den dort 
angegebenen Voraussetzungen eine Sparzulage in 
dort angegebener Höhe. Die Paragraphen 12 und 
13 des Dritten Vermögensbildungsgesetzes gelten 
entsprechend. Die Bundesregierung wird ermäch- 
tigt, durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des 
Bundesrates Vorschriften über die Gewährung der 
Sparzulage zu erlassen. 

Artikel 2 

VEBA AG 

§ 1 

(1) Für den Fall, daß die VEBA AG das Grund- 
kapital erhöht, ist das Bezugsrecht der Bundesrepu- 
blik Deutschland auf Aktien der Serie Lit. A so- 
lange auszu-schließen, bis der Anteil der Bundes- 
republik Deutschland an der VEBA AG 26 vom 
Hundert des Grundkapitals nicht unterschreitet. 

(2) Die Bundesregierung hat darauf hinzuwir- 
ken, daß insoweit neue Aktien der Serie Lit. B aus- 
gegeben werden. Die neuen Aktien übernimmt ein 
Bankenkonsortium. Es bietet sie den in Artikel 1 
§ 5 bezeichneten Personen an, wobei in Absatz 3 
Buchstabe a anstelle des Wortes „VIAG" die Worte 
„VEBA AG" treten. 

(3) Die der Bundesrepublik Deutschland gehören- 
den Aktien der Serie Lit. B sowie die bei einer 
Kapitalerhöhung auf sie entfallenden neuen Aktien 
sind den in Absatz 2 bezeichneten Personen anzu- 
bieten. 

§2 

Die Bundesregierung' hat darauf hinzuwirken, daß 
eine dem Artikel 1 § 3 entsprechende Bestimmung 
in die Satzung der VEBA AG aufgenommen wird. 
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Artikel 3 

Aktiengesellschaft 
für Bundesbeteiligungen 

§ 1 

(1) Die Bundesrepublik Deutschland gründet die 
Aktiengesellschaft für Bundesbeteiligungen und 
bringt in sie die der Bundesrepublik Deutschland 
gehörenden Anteilsrechte an folgenden Gesell- 
schaften ein: 

a) Industrieverwaltungsgesellschaft mbH (IVG) 

b) PRAKLA Gesellschaft für praktische Lagerstät- 
tenforschung GmbH 

c) Saarbergwerke AG 

d) Salzgitter AG 

e) VEBAAG 

f) Vereinigte Industrie-Unternehmungen Aktien- 
Gesellschaft (VIAG) 

g) Volkswagenwerk AG. 

(2) Die Bundesrepublik Deutschland bringt die 
dem ERP-Sondervermögen gehörenden Anteils- 
rechte an der Deutschen Industrieanlagen Gesell- 
schaft mbH (DIAG) in die Aktiengesellschaft für 
Bundesbeteiligungen ein. 

(3) Das Grundkapital der Aktiengesellschaft für 
Bundesbeteiligungen soll so festgesetzt werden, daß 
ihr Kapitalbedarf befriedigt wird und die Rück- 
lagen in einem angemessenen Verhältnis zum 
Grundkapital stehen. 

(4) Die Bundesrepublik Deutschland überträgt die 
ihr gehörenden Anteilsrechte an der Aktiengesell- 
schaft für Bundesbeteiligungen treuhänderisch der 
Kreditanstalt für Wiederaufbau. 

§2 

(1) Die Aktiengesellschaft für Bundesbeteiligun- 
gen hat die Anteile der ihr gehörenden Beteili- 
gungsgesellschaften zu verwalten, auf die Stärkung 


der Ertragskraft dieser Gesellschaften hinzuwirken 
und deren Finanzbedürfnisse zu befriedigen. Sie 
kann zu diesem Zweck Fremd- und Eigenkapital auf- 
nehmen, Eigenkapital jedoch nur bei der Bundes- 
republik Deutschland, bei dem ERP-Sondervermö- 
gen, bei der Kreditanstalt für Wiederaufbau oder 
bei der Lastenausgleichsbank. 

(2) Sie soll die soziale Privatisierung der in § 1 
Abs. 1 Buchstaben a bis d und g und Absatz 2 
bezeichneten Anteilsrechte vorbereiten. Sie kann die 
Anteilsrechte an den Gesellschaften, soweit diese 
konsolidiert sind, auch in die in § 1 Abs. 1 Buch- 
staben e und f bezeichneten Gesellschaften ein- 
bringen. Zu einer Veräußerung oder Einbringung 
bedarf sie der Zustimmung des Bundestages und des 
Bundesrates. 

§3 

Die Aktiengesellschaft für Bundesbeteiligungen 
ist berechtigt, im Interesse der Vermögensbildung 
breiter Bevölkerungsschichten Aktien an der VIAG 
zur Kurspflege zu erwerben, und verpflichtet, sie 
nach einer angemessenen Frist unter Berücksichti- 
gung der Marktlage dem in Artikel 1 § 5 bezeich- 
neten Personenkreis anzubieten. 

Artikel 4 

Berlin-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 Abs. 1 
und § 13 Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes 
vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im 
Land Berlin. Rechtsverordnungen, die aufgrund die- 
ses Gesetzes erlassen werden, gelten im Land Berlin 
nach § 14 des Dritten Uberleitungsgesetzes. 

Artikel 5 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 


Bonn, den 16. November 1970 


Dr. Burgbacher 
Katzer 

Dr. Müller-Hermann 
Dr. Barzel, Stücklen und Fraktion 
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Begründung 


A. Allgemeine Begründung 

Mit dem Gesetzentwurf soll die vierte soziale 
Privatisierung von Bundesvermögen verwirklicht 
werden. Die bisherigen drei sozialen Privatisierun- 
gen — PREUSSAG, Volkswagenwerk, VEBA — 
haben in marktwirtschaftlicher Weise zur Bildung 
von Produktivvermögen in breiten Bevölkerungs- 
schichten beigetragen. Der vorliegende Gesetzent- 
wurf betrifft den restlichen Bundesbesitz, 


Die industriellen Beteiligungen des Bundes (ein- 
schließlich ERP-Sondervermögen) stellen sich derzeit 
wie folgt dar: 



Grund- 
kapital in 
Millionen 

Bundes- 
beteiligung 
in ®/o 

Industrieverwaltungs- 
gesellschaft (IVG) 

50 

100 

Gesellschaft für praktische 

Lagerstättenforschung 

(PRAKLA) 

6 

75 

Saarbergwerke AG 

350 

74 

Salzgitter AG 

300 

100 

VEBA AG 

825 

40,23 

Vereinigte Industrie- 
Unternehmungen Aktien- 
Gesellsdiaft (VIAG) 

304 

83,5 

Volkswagenwerk AG 

‘ 750 

16 

Deutsche Industrieanlagen 
Gesellschaft mbH (DIAG) 

65 

90 


Der Gesetzentwurf lehnt es ab, diese sämtlichen 
Beteiligungsrechte in einem zentral geleiteten Kon- 
zern zusammenzufassen. Ein derartiges Mammut- 
unternehmen ist schon aus dem Gesichtspunkt der 
optimalen Betriebsgröße nicht zu befürworten. Im 
übrigen hat sich die VEBA, insbesondere seit ihrer 
Privatisierung im Jahre 1965, als eine erfolgreiche, 
selbständig tätige Gesellschaft bewährt. 

Der Gesetzentwurf sieht eine gesonderte Privatisie- 
rung der VIAG vor. Die VIAG ist u. a, tätig auf 
den Gebieten der Elektrizitätswirtschaft und der 
Aluminium-Industrie und genießt international gro- 
ßes Ansehen. Sie ist ein ertragsstarkes Unterneh- 
men mit breiten Wachstumschancen. Als gesundes 
und zukunftsträchtiges Unternehmen eignet sich die 
VIAG im Interesse der Bildung von Produktivver- 
mögen in breiten Bevölkerungsschichten für eine 
soziale Privatisierung im besonderen Maße. Der not- 
wendige Kapitalbedarf kann nicht aus dem Bundes- 
haushalt gedeckt werden. Es sollen daher eine Kapi- 
talerhöhung vorgenommen und 49 ^/a des erhöhten 
Grundkapitals breiten Bevölkerungsschichten an- 
geboten werden. Im Hinblick auf die elektrizitäts- 


wirtschaftliche Bedeutung der VIAG sieht der Ge- 
setzentwurf vor, daß 51 des erhöhten Grund- 
kapitals vorerst im Einflußbereich des Bundes ver- 
bleiben, ohne daß damit eine Privatisierung in 
größerem Umfange ausgeschlossen sein soll. 

Ferner soll die noch bestehende Beteiligung des 
Bundes an der VEBA von 40,23 Va bis auf einen 
Bundesanteil von 26 Vo privatisiert werden. Die 
nach der Privatisierung von 1965 neugeordnete 
VEBA ist u. a. tätig auf den Gebieten der Elektri- 
zitätswirtschaft, der Chemie, der Glasproduktion, 
der Seeschiffahrt, der Binnenschiffahrt und des Han- 
dels. In den nächsten Jahren sind weitere umfang- 
reiche Investitionen zu finanzieren. Auch hier ist 
der Bund nicht in der Lage, sich an der erforder- 
lichen Kapitalerhöhung aus Haushaltsmitteln zu be- 
teiligen. Daher sollen sowohl die auf den Bund ent- 
fallenden neuen Aktien als auch die dem Bunde bis- 
her gehörenden Aktien der Vermögensbildung in 
breiten Bevölkerungsschichten zugeführt werden. 
Im Hinblick auf die energiewirtschaftlichen Inter- 
essen des Konzerns soll der Anteil des Bundes aber 
nicht unter 26 Va sinken. 

Der Gesetzentwurf will eine umfassende Regelung 
für den gesamten industriellen Bundesbesitz tref- 
fen. Er beschränkt sich daher nicht auf die soziale 
Privatisierung bei VIAG und VEBA, sondern be- 
zieht auch den übrigen Bundesbesitz mit ein. Es 
handelt sich hierbei im wesentlichen um die Salz- 
gitter AG und die Saarbergwerke. Diese Unter- 
nehmen sind im gegenwärtigen Zeitpunkt für eine 
soziale Privatisierung noch nicht geeignet. Bei IVG, 
PRAKLA und DIAG kommt im Hinblick auf ihre 
Größe eine getrennte soziale Privatisierung nicht in 
Betracht. Auch die Salzgitter AG und die Saarberg- 
werke haben großen Kapitalbedarf. Die Fraktion 
der CDU/CSU hält es nicht für empfehlenswert, die 
beiden Gesellschaften nur an den Bundeshaushalt 
zu verweisen. 

Der Gesetzentwurf sieht deswegen vor, alle indu- 
striellen Anteilsrechte, die der Bund nach den vor- 
genommenen Privatisierungen noch in seiner Hand 
hält, in eine AG für Bundesbeteiligungen einzu- 
bringen. Die AG für Bundesbeteiligungen soll durch 
die in ihr gesammelte Kapitalkraft — einschließ- 
lich des nach dem Gesetzentwurf verbleibenden 
Besitzes des Bundes an VIAG und VEBA sowie des 
Anteils des Bundes am Volkswagenwerk — in die 
Lage versetzt werden, die erforderlichen finanziel- 
len Mittel zu beschaffen. Sie soll lediglich eine 
Finanzholding sein. Sie bedarf zu einer Veräuße- 
rung oder Einbringung der von ihr gehaltenen An- 
teilsrechte der Zustimmung des Bundestages und 
des Bundesrates. Um die Bundesressorts von einer 
verwaltungsfremden Aufgabe zu entlasten, soll der 
Bund seine Anteile an der AG für Bundesbeteiligun- 
gen treuhänderisch auf die Kreditanstalt für Wie- 
deraufbau übertragen. 
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B. Besonderer Teil 

Zu Artikel 1 — VIAG — 

Zu§l 

Das Grundkapital der VIAG muß im Hinblick auf 
ihren Kapitalbedarf erhöht werden. Bei der Fest- 
setzung des Grundkapitals soll darauf geachtet wer- 
den, daß die Rücklagen in einem angemessenen 
Verhältnis zum Grundkapital stehen. Die VIAG 
muß in der Lage sein, an die Volksaktionäre eine 
Dividende ausschütten zu können, die der vergleich- 
barer Unternehmen entspricht. 

Zu §2 

Die Aktien der VIAG sollen in zwei Serien (Lit. A 
und Lit. B) aufgeteilt werden. Die Serie Lit. A erhält 
der Bund. Die Serie Lit. B wird an Volksaktionäre 
ausgegeben. Die Aktien der Serie Lit. B erhalten bei 
der Verteilung des Reingewinns stets 1 ®/o mehr 
Dividende als diejenigen der Serie Lit. A. 

In die Privatisierung sollen Aktien im Nennbetrag 
von 50 Mio DM einbezogen werden, die derzeit 
die Kreditanstalt für Wiederaufbau hält. 

Um eine breite Streuung zu ermöglichen, werden 
die Aktien der Serie Lit. B auf einen Nennbetrag 
von 50 DM gestückelt. 

Zu § 3 

Dem sozialen Zweck der Privatisierung entspre- 
chend wird bei den Aktien der Serie Lit. B eine 
Stimmrechtsbeschränkung auf höchstens 20 ®/a fest- 
gelegt. Die Regelung lehnt sich an das Gesetz über 
die Stimmrechtsbeschränkung beim Volkswagen- 
werk vom 31. Juli 1970 (BGBl. I S. 1149) an. 

Zu §4 

Aus aktienrechtlichen Gründen müssen die anzu- 
bietenden Aktien übergangsweise von einem Ban- 
kenkonsortium übernommen werden. 

Ein Zwanzigstel der Aktien der Serie Lit. B soll im 
Interesse einer baldigen Kursbildung Kapitalanlage- 
gesellschaften mit Sitz in der Bundesrepublik an- 
geboten werden. Trotz der grundsätzlichen Fest- 
legung der Aktien auf sechs Jahre muß in verschie- 
denen Fällen auch schon vorher auf einen Kurs- 
wert zurückgegriffen werden können. Das Banken- 
konsortium soll mit den Kapitalanlagegesellschaf- 
ten, (die sich zur Übernahme der Aktien bereit erklä- 
ren, eine Vereinbarung über eine Kurspflege tref- 
fen. 

Die Bundesregierung setzt den Veräußerungskurs 
fest. Sie hat dabei die in Absatz 3 festgesetzten Kri- 
terien zu beachten. 

Zu §5 

Die an Volksaktionäre zu veräußernden Aktien 
können nur erworben werden von Personen, die 
entweder durch das Dritte Vermögensbildungs- 
gesetz begünstigt sind und die Aktien nach dem 
Spar-Prämingesetz auf sechs Jahre festlegen oder 
die nur das Spar-Prämiengesetz in Anspruch neh- 
men. 


Wenn ein Prämiensparer die Aktien mit Sparver- 
trägen, die er aufgrund des Spar-Prämiengesetzes 
mit Kreditinstituten abgeschlossen hat, erwerben 
will, gilt statt der Frist von sechs Jahren die noch 
verbleibende Festlegungsfrist. 

Absatz 3 legt die Reihenfolge fest, in der die Zutei- 
lungen an die Berechtigten erfolgen. Zuerst werden 
die Angehörigen der Belegschaft berücksichtigt, da- 
nach sind gestaffelte Einkommensstufen maßgebend. 

Jeder Zuteilungsberechtigte aus der Belegschaft 
kann grundsätzlich sechs Aktien, die übrigen Zutei- 
lungsberechtigten können höchstens je vier Aktien 
erwerben. 

In Absatz 4 ist vorgesehen, daß auch selbständige 
Erwerbstätige, die nicht Arbeitnehmer im Sinne 
des Dritten Vermögensbildungsgesetzes sind und 
VIAG-Aktien erwerben, eine Sparzulage erhalten 
sollen. Die Sparzulage beträgt bei Erwerbstäti- 
gen mit mehr als zwei Kindern 40®/o, bei anderen 
Erwerbstätigen 30 der vermögenswirksamen Lei- 
stung. 

Zu Artikel 2 — VEBA AG — 

Zu§ 1 

Der Bund hält seit der Teilprivatisierung noch 36®/o 
des Grundkapitals (Aktien der Serie Lit. A). Er 
hat 1965 zur Kurspflege 4,23 'Vo Aktien der Serie 
Lit. B erworben. Um den Anteil des Bundes auf den 
vorgesehenen Prozentsatz von 26 ®/o zu senken, soll 
sich der Bund nicht an der erforderlichen Kapital- 
erhöhung beteiligen und seine Aktien der Serie 
Lit. B sowie die darauf entfallenden neuen Aktien 
veräußern. Der Kreis der Bezugsberechtigten ent- 
spricht der für die VIAG vorgesehenen Regelung. 

Zu § 2 . 

Die Stimmrechtsbeschränkung soll auch bei der 
VEBA der seit dem Gesetz vom 31. Juli 1970 bei 
dem Volkswagenwerk geltenden Regelung ange- 
paßt und auf 20 ®/() festgesetzt werden. 

Zu Artikel 3 — Aktiengesellschaft für Bundesbe- 
teiligungen — 

Zu§ 1 

In die AG für Bundesbeteiligungen sollen die Betei- 
ligungen an IVG, PRAKLA, Saarbergwerke AG, 
Salzgitter AG, VEBA AG, VIAG, VW und DIAG 
eingebracht werden. 

Die Rücklagen der Aktiengesellschaft sollen in 
einem angemessenen Verhältnis zum Grundkapital 
stehen. 

Der Bund überträgt die ihm zustehenden Anteils- 
rechte an der AG für Bundesbeteiligungen treuhän- 
derisch auf die Kreditanstalt für Wiederaufbau als 
neutrale Stelle. 

Zu §2 

Die Vorschrift bezeichnet im einzelnen die Auf- 
gaben der AG für Bundesbeteiligungen. 
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Zu §3 

Für den Fall, daß die VIAG-Aktien unter den Aus- 
gabekurs sinken sollten, soll die AG für Bundes- 
beteiligungen im Interesse der Vermögensbildung 
breiter Bevölkerungsschichten eine Kurspflege be- 
treiben. Die AG für Bundesbeteiligungen ist ver- 
pflichtet, die erworbenen Aktien nach einer ange- 
messenen Frist und unter Berücksichtigung der 


Marktlage dem durch dieses Gesetz begünstigten 
Personenkreis anzubieten. 

Zu Artikel 4 — Berlin-Klausel — 

Der Artikel enthält die übliche Berlin-Klausel. 

Zu Artikel 5 — Inkrafttreten — 

Der Artikel regelt das Inkrafttreten. 
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